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KORREKTUR
Das falsche Bild

Auf Seite 3 der
gestrigen Ausga-
be wurde ein fal-
sches Porträt-
Bild gezeigt. So
wurde statt ei-
nem Foto des
Basler Uni-Pro-
fessors Jacques

Picard (Bild) ein Bild des West-
schweizer Luftfahrtpioniers Ber-
trand Piccard veröffentlicht. Wir bit-
ten um Entschuldigung. (sg)

NACHRICHTEN
In Bellinzona wird
wieder gearbeitet
Bellinzona – Die Belegschaft des
Industriewerks Bellinzona von SBB
Cargo hat gestern nach 33-tägigem
Streik die Arbeit wieder aufgenom-
men. Beide Seiten warten nun auf
die Einberufung des runden Tischs,
an dem während zweier Monate
über die Zukunft des Industriewerks
verhandelt werden soll. Das Depar-
tement von Bundesrat Moritz Leu-
enberger wird dazu als nächsten
Schritt einen unabhängigen Media-
tor ernennen. (ap)

Mehr Lohn für
Bundesangestellte
Bern – Die Kaderleute des Bundes
erhalten im kommenden Jahr bis zu
5 Prozent mehr Lohn. Die Löhne im
Kaderbereich seien nicht konkur-
renzfähig, schrieb gestern das Eidge-
nössische Finanzdepartement. Eine
Studie aus dem Jahr 2005 zeige, dass
sich die Lohnschere zwischen Bund
und Privatwirtschaft ab dem mittle-
ren Kaderbereich immer stärker öff-
ne. Die Personalverbände fordern
mindestens 2 Prozent mehr Lohn für
alle Bundesangestellten. (ap)

Kommission ist für
Agrarfreihandel
Bern – Die Mehrheit der Kommissi-
on für Wirtschaft und Abgaben des
Ständerates begrüsst die Aufnahme
von Verhandlungen mit der EU über
ein Agrarfreihandelsabkommen.
Dieses Abkommen biete der Schwei-
zer Landwirtschaft die Möglichkeit,
ihre Produkte hindernisfrei auf ei-
nem riesigen Markt abzusetzen, teil-
te die Kommission gestern mit.
Wichtig seien aber die flankierenden
Massnahmen, denn das Abkommen
stelle für die Landwirtschaft eine
grosse Herausforderung dar. (ap)

Leuthard und Merz
in Washington
Bern – Finanzminister Hans-Rudolf
Merz und Bundesrätin Doris Leut-
hard nehmen an der Frühjahrsta-
gung des Internationalen Wäh-
rungsfonds und der Weltbank vom
kommenden Wochenende in Wa-
shington teil. Wichtigste Gesprächs-
themen im Internationalen Wäh-
rungs- und Finanzausschuss seien
die Bewältigung der andauernden
Finanzmarktturbulenzen und der
weltwirtschaftliche Ausblick, teilte
der Bundesrat gestern mit. (ap)

SP-Mann will
Stockers Amt
Zürich – In Zürich zeichnet sich
nach dem Ausscheiden von Monika
Stocker (Grüne) aus dem Stadtrat
ein Departementswechsel ab. SP-
Stadtrat Martin Waser habe sein
Interesse an einem Wechsel vom
Tiefbau- und Entsorgungsdeparte-
ment in das bisher von Stocker
geführte Sozialdepartement bekun-
det, teilte die Stadtkanzlei mit. (ap)

Gewerkschaft
verliert Mitglieder
Bern – Der Mitgliederschwund
beim Schweizerischen Gewerk-
schaftsbund (SGB) hat sich auch im
vergangenen Jahr fortgesetzt. Ende
2007 zählte die grösste gewerk-
schaftliche Dachorganisation noch
373 631 Mitglieder, 1,6 Prozent we-
niger als im Vorjahr. (ap)

Diese Bernhardiner-Welpen erfahren im Gegensatz zu vielen vernachlässigten Hunden
liebevolle Pflege. KEYSTONE

2006 gab es 592 Straffälle
Sowohl das Bundesamt für Veteri-

närwesen (BVET) wie die Stiftung Tier
im Recht (TIR) führen Statistiken über
die gemeldeten Verfahren bei Verstös-
sen gegen das Tierschutzgesetz. Da
die Kantone zum Teil ihrer Melde-
pflicht erst verspätet nachkommen,
sind die Zahlen des BVET aktueller,
die Datenbank des TIR hingegen de-
taillierter. Laut BVET wurden 2006
insgesamt 592 Straffälle gemeldet, 105
oder rund 22 Prozent mehr als im
Vorjahr. Am meisten Fälle gab es laut
Statistik des TIR (insgesamt 572 Fälle)
aus Zürich (150), gefolgt von St. Gal-

len (144), Aargau (67) und Bern (54).
Aus dem Kanton Luzern meldet der
TIR 14, aus Zug 2, aus Schwyz 7, aus
Ob- und Nidwalden je 3 und aus Uri 0
Fälle. Bezogen auf die Wohnbevölke-
rung wurden im Kanton St. Gallen am
meisten Fälle gemeldet (3,14 pro
10 000 Einwohner), es folgen die Kan-
tone Schaffhausen (1,49), Zürich und
Aargau (je 1,19). BVET und TIR beto-
nen, dass es in diesen Kantonen nicht
unbedingt am wenigsten Tierquäle-
reien gab, vielmehr seien diese Kanto-
ne wohl ihrer Meldepflicht nicht im-
mer nachgekommen. duc

Tierschützer schlagen Alarm

Vielen Haustieren geht es mies
EXPRESS

6 Nicht alle Kantone melden
Verstösse gegen den
Tierschutz konsequent.

6 Die Hemmschwelle, Hunde
zu quälen, sei gesunken,
sagen Tierschützer.

«Haustiere werden häufig
unüberlegt angeschafft.»

HANS-ULRICH HUBER,
GESCHÄFTSFÜHRER T IERSCHUTZ

Meldungen über Tier-
quälereien haben in letzter
Zeit deutlich zugenommen.
Vor allem bei Haustieren,
wie besorgte Tierschutz-
organisationen feststellen.

VON ROLAND DUCOMMUN

Die jüngste Auflistung der gemelde-
ten Tierschutzfälle des Schweizer Tier-
schutzes (STS) liest sich wie das Dreh-
buch für einen Horrorfilm: «Im Laufen-
thal werden sieben tote Welpen in einer
Schachtel auf einem Feld gefunden.»
«In Meltingen wurde ein Pony geschän-
det.» Oder: «Hundebesitzer im Kanton
Zug geht 14 Tage in die Ferien und lässt
fünf Hunde unbeaufsichtigt.» Neun Sei-
ten umfasst die Liste der Meldungen,
die der STS über die ersten drei Monate
dieses Jahres zusammengestellt hat.
«Tierquälereien haben zugenommen»,
sagt denn auch Hans-Ulrich Huber,
Geschäftsführer des STS.

Weniger Fälle in Landwirtschaft
In die Schlagzeilen geraten waren

Anfang Jahr gleich mehrere Bauern, die
ihre Tiere unter miserablen Bedingun-
gen hielten. Für den STS sind solche

Fälle zwar «absolut inakzeptabel», aber
nicht das eigentliche Problem. «Tier-
quälereien haben in der Landwirtschaft
seit den Neunzigerjahren deutlich ab-
genommen», sagt Huber und führt
diese «mehrheitlich positive Entwick-
lung» auf die Verknüpfung von Direkt-
zahlungen mit Kontrollen auf den Bau-
ernhöfen zurück.

Beunruhigt ist der STS dagegen über
die «deutliche Zunahme der Tierquäle-
reien bei Haustieren». Huber sieht diese
Zunahme im Zusammenhang mit ge-
sellschaftlichen Veränderungen: «Haus-
tiere werden mittlerweile wie andere
Konsumgüter und daher häufig unüber-
legt angeschafft», beklagt er, die Infor-
mation über die «anspruchsvolle Tier-
haltung» bleibe auf der Strecke. Zugleich
gingen die Justizbehörden nicht in allen
Kantonen gleich konsequent gegen Ver-
stösse gegen das Tierschutzgesetz vor.

Grosse kantonale Unterschiede
Die Kritik an die Adresse der kanto-

nalen Behörden ist auch bei der Orga-
nisation Tier im Recht (TIR) zu hören.
Die Stiftung, welche sich um rechtliche
Aspekte des Tierschutzes kümmert,
führt eine Statistik über die gemeldeten
Verstösse gegen das Tierschutzgesetz

(Tierstraffälle-Datenbank). Obwohl die
kantonalen Vollzugsbehörden ver-
pflichtet sind, abgeschlossene Verfah-
ren wegen Tierschutzverletzungen, die
bei der Polizei angezeigt werden, beim
Bundesamt für Veterinärwesen (BVET)
zu melden, würde diese Pflicht von den
Kantonen «sehr unterschiedlich wahr-
genommen», meint Gieri Bolliger, Ge-
schäftsleiter des TIR.

In der Datenbank des TIR fällt tat-
sächlich auf, dass einige Kantone relativ
viele Fälle melden, in anderen Kanto-
nen sind dagegen kaum Meldungen
vermerkt (siehe Kasten). «Mit der Grös-
se des Kantons allein sind die Unter-
schiede nicht zu erklären», sagt Bolliger.
So meldeten das Tessin und die Kanto-
ne Uri, Wallis, Genf und Appenzell
Innerhoden 2006 gar keine Fälle. «Es ist
unglaubwürdig, dass in diesen Kanto-
nen keine Tierquälereien vorkommen.»
Vielmehr mutmasst Bolliger, dass diese
Kantone ihrer Meldepflicht nicht nach-
kamen.

«Hundefeindliche Stimmung»
Von 1982 bis Ende 2006 hatte TIR über

5100 Fälle von Tierschutzverletzungen
registriert, allein 2006 waren gegen 600
Fälle hinzugekommen. Die Zahlen für
2007 sind noch nicht verfügbar, den-
noch vermutet Bolliger: «Im letzten Jahr
dürfte sich die Zahl noch einmal erhöht
haben.» Grund für seine Befürchtung:
«Die Diskussion um Kampfhunde hat
eine hundefeindliche Stimmung ge-
schaffen, und so ist die Hemmschwelle,
Hunde zu quälen, gesunken.»

Das BVET kann die Zunahme der
Tierquälerei weder bestätigen noch de-
mentieren, mahnt aber zur «Vorsicht
mit diesen Zahlen». Marcel Falk, Presse-
sprecher im BVET, meint, dass vorab
der Hundehaltung durch die Kampf-
hundediskussion mehr Aufmerksam-
keit zugekommen sei. Ebenfalls zu
mehr Meldungen beigetragen habe
wohl die 2006 eingeführte Meldepflicht
über Bissvorfälle und aggressives Ver-
halten von Hunden.

Dem Vorwurf, dass nicht alle Kantone
in gleichem Masse ihrer Meldepflicht
nachkämen, widerspricht Falk dagegen
nicht. «Es ist richtig, dass nicht alle
Kantone Verstösse gegen das Tierschutz-
gesetz in gleichem Mass melden.» Mit
dem neuen Tierschutzgesetz und der
Tierschutzverordnung, die beide noch in
diesem Jahr in Kraft treten sollen, werde
sich die Situation aber verbessern.

Alt Bundesrat Rudolf Friedrich kämpft für
Eveline Widmer-Schlumpf. BILD SUSI BODMER

Unterstützung für Widmer-Schlumpf

Friedrichs Telefon klingelt unablässig
Christoph Blocher will ein
Rededuell mit alt Bundesrat
Friedrich. Dieser erntet
für seine Unterstützung von
Widmer-Schlumpf Applaus.

ap/kä. «Wehret den Anfängen!», steht
auf den von alt Bundesrat Rudolf Fried-
rich lancierten halbseitigen Zeitungs-
anzeigen. Darauf geben sich Politiker
zutiefst empört über das Ultimatum an
Bundesrätin Widmer-Schlumpf und
schreiben von einem «undemokrati-
schen, ja diktatorisch anmutenden Ver-
halten». Den vorläufigen Höhepunkt
der Kampagne bilde, woher sie auch
kommen möge, die Drohung mit einem
Anschlag auf die Bundesrätin und die
Zunft, die sie ans Zürcher Sechseläuten
eingeladen hatte. So etwas habe es in
der Schweiz noch nie gegeben. Sollten
solche Methoden Schule machen, dro-
he der Demokratie eine düstere Zu-
kunft.

Überraschende Reaktion der SVP
Die Kampagne, die unter anderem

auch von alt Bundesrat Otto Stich
unterstützt wird, löste ein riesiges Echo

aus. Bei Friedrich klingelte fast unabläs-
sig das Telefon, wie der 85-jährige
frühere FDP-Politiker in Winterthur
gestern sagte. Bisher habe er aus-
schliesslich Unterstützungsbekundun-

gen erhalten, er zweifle aber nicht
daran, dass auch noch negative Rück-
meldungen eintreffen. «In meiner gan-
zen politischen Laufbahn habe ich kein
derartiges Echo gehabt», sagte Fried-
rich.

Überraschend reagiert hat gestern
die SVP. In einem Communiqué teilte
sie mit, dass der abgewählte Bundesrat
Christoph Blocher seinen Amtsvorgän-
ger Friedrich – er war von 1982 bis 1984
Justizminister – zu einer öffentlichen
Diskussion unter neutraler Gesprächs-
leitung einlade. Diese Veranstaltung
könne in Winterthur oder an einem
anderen, von Friedrich zu bestimmen-
den Ort stattfinden. Blocher möchte
auch Parteipräsident Toni Brunner mit-
bringen. Friedrich zeigte sich für eine
Diskussion aufgeschlossen. Er werde es
sich überlegen, sobald er eine Einla-
dung erhalten habe.

Kopp bezweifelt Nachhaltigkeit
Derweil sind beim Dachverband der

Frauenorganisationen Alliance F ges-
tern bis gegen 20 Uhr beinahe 53 000
Protestnoten per Internet eingegangen,
die den «rüden Umgang» mit Eveline
Widmer-Schlumpf monieren. Der Ver-
band, der die Interessen von rund

400 000 Frauen in der Schweiz vertritt,
hat für morgen zu einer Protestkundge-
bung für Eveline Widmer-Schlumpf auf
dem Bundesplatz aufgerufen.

Die ehemalige Bundesrätin Elisabeth
Kopp, die 1988 unter grossem Druck
den Rücktritt aus der Landesregierung
bekannt gab, zweifelt indes an der
Nachhaltigkeit dieser Aktion. Für Wid-
mer-Schlumpf bedeute dies lediglich
eine momentane Unterstützung, sagte
sie vorgestern im TV-Lokalsender Tele-
Züri. Nachher sei die SVP-Bundesrätin
wieder auf sich alleine gestellt. Kopp
wird selber nicht zur Manifestation in
die Bundeshauptstadt fahren. Ihr miss-
fällt zwar der grobe Stil der SVP, doch
Widmer-Schlumpf habe sich entschie-
den, das Bundesratsmandat ohne Frak-
tion im Rücken anzunehmen. Der
Druck der SVP auf die Justizministerin
überrascht Kopp nicht.

Unterstützung aus Kanton Uri
Ihre Solidarität mit Widmer-

Schlumpf bekundeten gestern auch 47
Urner Landräte. Sie unterschrieben an
der gestrigen Session eine Resolution
von Luzia Schuler (CVP, Bürglen), in der
sie zur Unterstützung der Bündner
Bundesrätin aufrufen.


